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ROTHENBAUMCHAUSSEE 19
A mna

Das jiidische Erbe
der GEW

Der GEW Hamburg gehort eine Immobilie, das Haus Rothenbaumchaussee
19 (Ro 19). Der Gebdudekomplex Ro 19 liegt direkt neben dem Curio-Haus.
Der NS Lehrerbund, der 1933 die »Gesellschaft der Freunde des
vaterldndischen Schul- und Erziehungswesens« gleichgeschaltet hatte, kaufte
es 1935 seinen judischen Vorbesitzern ab. Nach 1945 wurde es in das
Eigentum der neugegrundeten GEW Hamburg Ubertragen.

SN

ax Traeger, der erste

Vorsitzende der am 1.

November 1945 wie-
derbegriindeten »Gesellschaft der
Freunde«, schrieb am 30. Sep-
tember 1948 einen Brief an den
Treuhinder fiir das Curichaus
und fiir Ro 19, Dr. Bruno Bar-
kowski. Er #duferte sich zum
Thema Ro19:

»The former owner was a
community of heirs in which, as
I learned, one Jew had a share. I
would think it conformable to the
circumstances, in case the Jew
would get no compensation, that
by way of restitution the Gesell-
schaft der Freunde des vaterlin-
dischen Schul- und Erziehungs-
wesens will become owner of this

land and building. «

In diesem lapidaren Satz liegt
bereits die ganze Problematik und
Widerspriichlichkeit des Verhilt-

nisses der »Gesellschaft« zu Ro
19. Dass der Brief im Schuleng-
lisch formuliert wurde, liegt
daran, dass die britische Armee
Hamburg nach dem Zusammen-

bruch des Faschismus besetzt
hatte und auch das Vermdgen der
chemaligen Lehrergewerkschaft
»Gesellschaft der Freunde« ais
Vermoégen der nationalsozialisti-
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Max Traeger, Vorsitzender der »Gesellschaft der Freunde«: »... in which, as | learned, one Jew had a share...«, 1948
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schen Organisation NS Lehrer-
bund zunichst beschlagnahmt
und unter Treuhinderschaft (cus-
tody) gestellt hatte. Max Traeger
arbeitete intensiv und erfolgreich
daran, dass das Curiohaus als
Gewerkschaftseigentum am 26.
August 1949 »an seine Erbauer
und friiheren Besitzer«, die »Ge-
sellschaft der Freunde«, zuriick-
gegeben werdenkonnte. Die »Ge-
sellschaft« war, auch um die
Riickgabe ihres Curichauses zu
beschleunigen, in den DGB ein-
getreten. Aber Max Traeger woll-
te auch, dass das Nachbargebiiu-
de Ro 19 im Zuge der Restitution
an die Gesellschaft iibertragen
wiirde. Nur: Hatte Ro 19 jemals
der »Gesellschaft der Freunde«
gehdrt? Offensichtlich gab es
Schwierigkeiten.

Der von Max Traeger erwiihnte
»one Jew« war nicht allein gewe-
sen. Das Haus hatte bis 1935 ei-
ner jildischen Erbengemeinschaft
gehodrt. Max Traeger schligt vor,
wenn sie keine »compensation«,
keine Wiedergutmachung erhal-
ten wiirden, sollte das Haus in das
Eigentum der »Gesellschaft der
Freunde« kommen. Das sei »con-
formable to the circumstances«,
also den Umstiinden angemessen.

Was aber waren die Umstéinde?
Dazu miissen wir in die Ge-
schichte zuriickgehen.

Die fritheren Besitzer
von Ro 19

Das Gebiude Ro 19 wurde in
den 70er Jahren des 19. Jahrhun-
derts in dem damaligen Neubau-
gebiet auBerhalb des Dammitors
(Butendammtor), dem heutigen
Grindelviertel, gebaut. Dort siedel-
tensich auch vermogende jiidische
Familien an. Das Grindelviertel
blieb bis in die Nazizeit ein von
seinen jiidischen Bewohnern mit-
geprigter Stadtteil. Das Gebiude
Ro 19 ist ein reprisentatives vier-
geschossiges Haus mit einem
groBeren Gartengrundstiick. Es
ist eng mit groBbiirgerlichen und
bildungsbiirgerlichen jiidischen
Familien aus Hamburg, den USA
und Kanada verkniipft und repri-
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sentiert somit eine ganze Epoche
deutsch-jiidischer und deutsch-
amerikanischer Geschichte vor
1933,

Ro 19 befand sich von 1890 bis
1925 im Besitz des jiidischen
Kaufmann Moses (auch Moritz)
Max Bauer (im folgenden Max
Bauer). Der 1846 in Hamburg ge-
borene Geschéiftsmann, der 1875
den Biirgerbrief der Hansestadt
erworben hatte und unter anderem
mit Tabak handelte, hatte das
Haus fiir sich und seine zweite,
1848 in Toronto/Kanada gebore-
ne Ehefrau Mathilda (Mathilde),
geb. Nordheimer, verw. Hallgar-
ten erworben. Die 1889 geschlos-
sene Ehe blieb kinderlos. Der ein-
zige Sohn Max Bauers, Moritz
Max Bauer, geb.1875, stammte
aus seiner ersten Ehe mit Clara
Elisabeth van Praag (geb. 1852 in
Amsterdam).

Obwohl ihn die Quellen als An-
hiinger der Assimilation auswei-
sen, dokumentierte Max Bauer in
den existentiell wichtigen Fragen
zeitlebens seine Bindung an das
Judentum. Er verband eine frei-
geistige Haltung mit der Fortset-
zung jtidischer Traditionen. Dies
gilt auch fiir die Verfiigung, einen
Teil des Familienvermogens der
»Vaterstddtischen Stiftung von
1876« zu vermachen, die Woh-
nungen fiir dltere, wiirdige, be-
diirftige Angehorige des Deut-
schen Reiches »ohne Unterschied
des Glaubensbekenntnisses ge-
gen eine geringe Vergiitung« ver-
gab. Seit 1927 erinnert das Max
und Mathilda Bauer-Stift Kielort-
allee an dieses Vermichtnis,

Max Bauer starb 1925 und ver-
erbte das Haus Ro 19 zu je einem
Fiinftel seinem Sohn Moritz Max
Bauer und zu vier Fiinfteln vier
Angehorigen der deutsch-ameri-
kanischen Familie Hallgarten,
Verwandten seiner zweiten Frau
Mathilda: Albert Hallgarten, des-
sen geschiedener Ehefran Hed-
wig Hallgarten, geb. Rée sowie
ihren gemeinsamen Kindern Mer-
cedes Meyerhof, geb. Hallgarten
und Julius Hallgarten.

Moritz Max Bauer, sein Sohn

aus erster Ehe, machte am Wil-
helmgymnasium Abitur, absol-
vierte auf Wunsch des Vaters ein
Medizinstudium, wurde dann je-
doch ein bedeutender Musiker,
Musikpidagoge und Musikwis-
senschaftler. Der zweifach pro-
movierte Gelehrte wirkte an der
Universitidt Frankfurt seit 1918
(zuerst als aullerordentlicher, dann
ordentlicher) Honorarprofessor
und seit 1923 als Universitdtsmu-
sikdirektor und griindete dort das
musikwissenschaftliche Institut.
Urspriinglich mosaischer Konfes-
sion, lieh sich der Wissenschaftler
spiiter evangelisch taufen. Die Re-
ligionszugehorigkeit seiner Frau
Adeline, geb. Meilner (1876 —1907)
ist uns unbekannt. Prof. Moritz
Max Bauer verstarb im Alter von
57 Jahrenam 31.12.1932, Das Be-
rufsverbot durch die Nationalso-
zialisten blieb ihm erspart.

Sein einziger Sohn, Dr. Klaus
Jirgen Bauer (geb. 1905), der En-
kel des Max Bauer, war Physiker
und Komponist, hielt aber selber
die Malerei fiir seine eigentliche
Begabung. Da bereits sein Vater
konvertiert war, ist davon auszu-
gehen, dass er ebenfalls nicht der
jiidischen Gemeinde angehorte.
Falls seine Mutter nichtjiidisch
war, galt er nach den rassistischen
Kategorien der Nationalsozialis-
ten als »jiidischer Mischling«.

Albert Nordheimer Hallgarten,
1870 in New York geboren, stamm-
te aus einer weit verzweigten jiidi-
schen deutsch-amerikanischen
Familie. Sein GroBvater Lazarus
Hallgarten war 1850 aus Mainz
nach New York ausgewandert und
hatte dort das Bankhaus Hallgar-
ten and Company gegriindet. Wie
einige andere Mitglieder der Fami-
lie, die um die Jahrhundertwende
bereits zur Hochfinanz zahlte, war
Albert — unter Beibehaltung der
amerikanischen Staatsbiirgerschaft
und ohne seine enge Bindung an
die USA aufzugeben — als Remi-
grant nach Deutschland zuriickge-
kehrt. In Hamburg, wo er seit 1899
ein Haus an der Schénen Aussicht
12 besal}, war er als Importkauf-
mann sowie von 1907 — 1914 als
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koéniglich-serbischer  General-
konsul titig. Er verliel die Hanse-
stadt im Ersten Weltkrieg, arbeitete
spiter im New Yorker Bankhaus
der Familie und muss zwischen
1925 und 1935 verstorben sein. Al-
bert Hallgarten bekannte sich ur-
spriinglich zur jiidischen Reli-
gion, scheint diese Bindung spéter
jedoch gelockert zu haben.
Hedwig Rée, die Ehefran von
Albert Nordheimer Hallgarten,
geb. 1876 in Rio de Janeiro, kam
aus einer alten angesehenen jiidi-
schen Hamburger Familie, deren
Mitglieder sich als Kaufleute,
Reeder und Fabrikanten in ganz
Europa sowie in Nord- und Siid-
amerika niedergelassen hatten.
Ihr Vater, der Hamburger Kauf-
mann Ludwig Rée, wurde 1841

geboren und war 1916 in Vernest
in der Schweiz gestorben. Er war
Kaufmann in Rio und Paris. Thr
GroBonkel, der bedeutende Ham-
burger Pidagoge, Schulreformer
und Politiker Anton Rée (1815-
1891), hatte sich fiir die politische
Emanzipation und soziale Inte-
gration der Juden cingesetzt und
als Direktor der liberalen Israeli-
tischen Freischule fiir eine nicht
konfessionell gebundene Volks-
schule engagiert. Als Anhdnger
liberaldemokratischer Ideen war
er zum Mitglied der Hamburger
Verfassunggebenden Versamm-
lung und der Biirgerschaft sowie
als Mitglied des Deutschen
Reichstages gewihlt worden.
Eine entfernte Cousine Hedwig
Hallgartens, geb. Rée, die be-

kannte Hamburger Malerin Anita
Rée, war bereits vor 1933 ihrer jii-
dischen Herkunft wegen von der
NS-Presse angegriffen worden
und hatte sich unter dem Druck
der Verfolgang im Dezember
1933 das Leben genommen.

Hedwig Hallgarten, geb. Rée,
war konfessionslos und unter-
schied sich damit nicht von den
iibrigen Mitgliedern der Familie
Rée, die zum groBen Teil ihre al-
te Religion lingst aufgegeben hat-
ten. Das galt vermutlich auch fiir
Mercedes, der Tochter von Albert
und Hedwig Hallgarten.

Hedwig Hallgartens Leben war
ebenso wie das ihrer Kinder von
dem kosmopolitischen und groB-
biirgerlichen Lebensstil ihrer Fa-
milie gepragt, den sie auch nach

s
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Bernhardt: nDa die Gegenseite einen schnellen
Abschluss wiinscht...«, 1935

der Trennung von ihrem Mann Al-
bert fortsetzen konnte. Nach dem
Tod Max Bauers, mit dem sie of-
fenbar eine tiefe Freundschaft
verband, lieB sie sich voriiberge-
hend in der HansastraBe 21 nieder.
Seit 1927 wohnte sie jedoch bei
ihrer Tochter Mercedes und threm
Schwiegersohn, dem Kaufmann
Robert Nordheim Meyerhof, am
Mittelweg 121. '

Robert Nordheim Meyerhof,
wie seine Frau in einer groBbiir-
gerlichen Umgebung in Rother-
baum aufgewachsen, hatte nach
dem Einjihrigen das Realgymna-
sium in der Armgartstrale be-
sucht und wie viele deutsche Ju-
den als Freiwilliger am Ersten
Weltkrieg teilgenommen. Im
Rang eines hochdekorierten Leut-
nants entlassen, trat er in die vi-
terliche Firma ein und widmete
sich dort hauptsichlich dem Han-
del mit Rohkakao.

Julius Hallgarten, der Sohn von
Hedwig und Albert Hallgarten,
lebte 1935, also zum Zeitpunkt des
Verkaufs von Ro 19, in Genf. Wie
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sein Lebensweg seit der Trennung
der Eltern im Ersten Weltkrieg
und 1935 verlief, konnte nicht ge-
kliirt werden. Auch seine Religions-
zugehérigkeit ist unbekannt.

Das Gebiiude Ro 19 wurde zwi-
schen dem Tod M. Bauers 1925
und dem Verkauf 1935 von kei-
nem der in Deutschland ans#ssi-
gen Erben genutzt, sondern ver-
mietet und von dem Hausmakler
John Elias verwaltet. Klaus Jiir-

gen Bauer, der Enkel M. Bauers,

lebte gar nichtin Hamburg. Er war
bei seinem Vater in Frankfurt auf-
gewachsen und hatte seinen Wohn-
sitz zuletzt in Berlin-Wilmersdorf.

Das »Unterhaus«, in dem M.
Bauer gewohnt hatte, wurde seit
seinem Tod von einem Auktiona-
tor genutzt, 1932-1935 laut
Adressbuch (also bis 1934) auch
das zweite Obergeschoss, aller-
dings wohl nichi durchgehend,
denn in den Adressbiichern der
Jahre 1930 und 1931 fehlt die An-
gabe fiir die beiden unteren Ge-
schosse, 1932 diejenige fiir die
erste Etage ~ moglicherweise ein

Hinweis darauf, dass diese Stock-
werke voriibergehend leer stan-
den. Bis 1931 waren die beiden
obersten Geschosse als Wohnun-
gen vermietet, ab 1932 nur noch
die vierte Etage. Laut Aussage des
Maklers haiten die Mieter zum
Zeitpunkt des Verkaufsangebots
gekiindigt.

Die jiidischen Besitzer 1935
und ihr weiteres Schicksal

Klauns Jiirgen Bauer, der Enkel
von M., Bauer, starb am 28.4.1937
vermutlich an einer schweren
Krankheit, an derer seit langem litt.

Albert Nordheimer Hallgarten,
der geschiedene Ehemann von
Hedwig Hallgarten, war zum
Zeitpunkt des Verkaufs bereits
verstorben. Julius Hallgarten, ihr
gemeinsamer Sohn, arbeitete spi-
testens 1937 im New Yorker
Bankhaus der Familie und besaf
wie sein Vater die amerikanische
Staatsangehorigkeit. Moglicher-
weise war er nie deutscher Staats-
biirger gewesen und hatte seinen
Wohnsitz bereits seit langem im
Ausland.

Mercedes Meyerhof emigrierte
mit ihrem jiidischen Mann Robert
im Januar 1936 nach Ziirich. Ro-
bert Nordheim Meyerhof sah sich
zur Auswanderung gezwungen,
da fiir ihn in Deutschland, dem er
im 1. Weltkrieg sein Leben zu op-
fern bereit gewesen war, durch die
nationalsozialistischen Verfol-
gungsmalBnahmen die Existenz-
moglichkeit entzogen wurde.

Ein groBer Teil seines eigenen
Vermégens sowie des Vermdgens
seiner Frau wurden ihm durch die
»Reichsfluchtsteuer« und die
»Dego-Abgabe« geraubt bzw.
nach seiner eigenen Emigration
als Losegeld fiir die Auswande-
rungsgenehmigung fiir seine in
Deutschiand zuriickgebliebenen
tiber 75 Jahre alten und von der
Einweisung in ein KZ bedrohten
Eltern abgepresst.

Ob der Entschluss zur Auswan-
derung vor oder nach dem Verkauf
von Ro 19 gefasst wurde, bleibt
offen. Fiir einen Zusammenhang
spricht die Tatsache, dass die Im-
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und Exportfirma Liebert & Mey-
erhof, in der Robert Meyerhof als
Geschiftsfiihrer titig war, bereits
seit 1933 unter den antisemiti-
schen BoykottmaBnahmen litt.
Fiir einen Zusammenhang spricht
auch, dass die Emigration nicht
einmal ein Jahr nach dem Haus-
verkauf erfolgte. Die Verlegung
des Wohnsitzes der Familie vom
Mittelweg zur Fernsicht am 1.
April 1935 allerdings kdnnte ge-
gen Emigrationsplidne im Friih-
jahr 1935 und fiir die Absicht
sprechen, (zunichst?) in Ham-
burg zu bleiben, es sei denn, dass
der Umzug als Interimsldsung bis
zur Emigration gedacht war.

Hedwig Hallgarten folgte thren
Kindern im Januar 1937 nach Zii-
rich, wo Robert Meyerhof erst
nach grofien Schwierigkeiten be-
ruflich FuB fassen konnte. Wenn-
gleich nicht bekannt ist, ob Hed-
wig Hallgarten bereits direkt vom
NS-System bedroht war, wird
auch sie unter der antisemitisch
aufgeladenen, von permanenter
Einschiichterung und beginnen-
der Entrechtung gepriigten Atmo-
sphire gelitten haben, zomal sie
das Schicksal ihrer Tochter und
ihres Schwiegersohnes vor Augen
hatte, Zudem hatte es in den weit
verzweigten Familien Rée und
Hallgarten schon vor 1933 Fille
direkter Verfolgung durch die Na-
tionalsozialisten gegeben. Hedwig
Hallgarten war zum Zeitpunkt der
Auswanderung etwa 60 Jahre alt
und hiitte ihren Lebensabend gern
in Deutschland verbracht.

1939 siedelte die Familie nach
New York iiber. Robert Nordheim
Meyerhof, der in der amerikani-
schen Metropole als Kaufmann
titig war, starb dort 1960, ein Jahr
nach dem Tod seiner Schwieger-
mutter Hedwig Hallgarten, im Al-
ter von 65 Jahren.

Fiir keinen der drei in Deutsch-
land lebenden Erbinnen und Fr-
ben bestand — das ldsst sich nach
dem Studium der in Hamburg zu-
ginglichen Quellen mit grofler
Wahrscheinlichkeit sagen — An-
fang 1935 eine unmittelbare di-
rekte Bedrohung fiir Leib und Le-
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ben. Es 1asst sich nicht zweifels-
fre1 nachweisen, dass der Verkauf
von Ro 19 eine direkte Vorberei-
tung auf dic Emigration war. Aber
es waren die offen rassistischen
Zustinde in Deutschland von
1935, unter denen Hedwig Hall-
garten, ihre Tochter Mercedes
Meyerhof und ihr Schwiegersohn
Robert Nordheim Meyerhof lit-
ten, als sie das Haus Ro 19 ver-
kauften und ein dreiviertel Jahr
spiter Deutschland filr immer
verlieflen.

Der Kauf von Ro 19 durch
den Nationalsozialistischen
Lebhrerbund

Die jlidischen Besitzer boten
das Gebiude Ro 19 im Februar
1935 zum Kaufan. Am 29.4,1935
wurde es an die »Lehrervereins-
haus Gesellschaft mbHe«, die das
Curiohaus seit seinem Bau 1911
fiir die' »Gesellschaft der Freunde
des Hamburgischen Schul- und
Erziehungswesens« verwaltete,
verkauft. Der notariell vereinbar-
te Preis belief sich auf 40.000 RM
zuziiglich einer mit 562,50 RM
abzultsenden Rente,

Auf der Basis der bisherigen
Aktenlage ging die Initiative von
den Verkiufern aus, die »Gesell-
schaft der Freunde« iibte keinen
Druck auf die jiidische Erbenge-
meinschaft aus.

Mit dem Ankauf wurde ein al-
ter Plan der »Gesellschaft der
Freunde« realisiert. Schon als

1909 das Geldnde fiir das zukiinf-

tige Curiohaus angekauft wurde,
hatte man den Mitkauf des be-
nachbarten Gebéudes Ro 19 er-
wogen, um der Vorderfront des
Curiohauses ein symmetrisches
Aussehen geben zu konnen. Jetzt
bot sich die Gelegenheit dieses
Haus zu erwerben. Allerdings war
zundichst nicht mehr an Abriss und
Anbau eines rechten Curichaus-
Fliigels — um der Symmetrie willen
— gedacht, sondern das Gebéude
sollte modernisiert und gewinn-
bringend vermietet werden

Die »Gesellschaft der Freun-
de« hatte sich und ihren gesamten
Besitz, vor allem.das Curiohaus,

auf ihrer grofien Versammlung
vom 27.4.1933 mit iiberwiiltigen-
der Mehrheit in den Nationalsozi-
alistischen Lehrerbund (NSLB)
iiberfiihrt. Damit war die »Ge-
sellschaft der Freunde« gleichge-
schaltet worden und firmierte
fortan (de iure ab Anfang 1934)
als »Gesellschaft der Freunde des
vaterlandischen Schul- und Er-
zichungswesens, Abteilung Wirt-
schaft und Recht im NSLB, Gau
Hamburg«. Der Parteigenosse
(Pg.) Kurt Holm war die rechte
Hand des neuen NS-Landes-
schulrats und Gauhauptstellenlei-
ters (Vorsitzenden) des NSLB
Hamburg, des Pp. Wilhelm
Schulz und leitete diese »Abtei-
lung Wirtschaft und Rechi«. Zum
Geschifisfiihrer der » Abteilung«
und der »Lehrervereinshausge-
sellschaft GmbH« wurde der Pg.
Wilhelm Bernhardt ernannt. Er
blieb Geschiiftsfiihrer auch in der
nach 1945 wiedergegriindeten
»Gesellschaft der Freunde« bis zu
seinem Tod 1959,

In samtlichen Personalien und
Bestimmungen offenbart sich die
neue Gliederung der Organisation
von oben nach unten. Die neue
Satzung spiegelt wider, dass auch
in der »Gesellschaft der Freunde«
der demokratische Entschei-
dungsprozess durch das autorita-
re Fiihrerprinzip ersetzt war und
von gewerkschaftlicher Autono-
mie keine Rede mehr sein konn-
te. Hs ist daher richtig zu sagen,
dassder NS Lehrerbund Hamburg
das Gebédude Ro 19 im April 1935
kaufte. Es gab keinen Einfluss ei-
ner wie auch immer gearteten un-
abhiéngigen Gewerkschafi auf die
Kaufentscheidung der Lehrerver-
einshaus GmbH. Die handelnden
NS-Funktiondre Schulz, Holm
und Bernhardt, allesamt Partei-
mitglieder, waren den Weisungen
der NSDAP unterworfen.

Holm und Bermhardt wickelten
von Seiten des NSLLB den Kauf
von Ro 19 ab. Die vereinbarte
Kaufsumme kam zur Hélfte direkt
vom NSLB, zur Hilfte von den
durch den NSLB iibernommenen
wohltitigen Kassen der alten
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»Gesellschaft der Freunde« als
Hypothek.

Konnte iiber die Kaufsumme
frei verfugt werden?

Den frilheren Eigentimern
wurde die vereinbarte Kaufsumme
teils in bar ausgezahlt, teils auf
Hypothekenkonten tiberwiesen.
Konnten sie auch iiber das Geld
verfiigen?

Klaus Jiirgen Bauer konnte bis
zu seinem Tod 1937 iiber seinen
Anteil frei verfiigen. Hedwig
Hallgarten konnte bis zu ihrer
Emigration 1937 ebenfalls frei tiber
thren Anteil verfiigen. Thre Aus-
wanderung 1937 war allerdings mit
erheblichen Vermdgensverlusten
verbunden. Zweifellos wird bei die-
sem Vermdgensraub durch antijii-
dische MaBinahmen auch ein kleiner
Teil aus ihrem Erlésanteil von Ro
19 betroffen gewesen sein. Auch
ihre Tochter Mercedes erlitt bei
ihrer Emigration 1936 erhebliche
Vermogenseinbuflen, so dass zu-
mindest ein Teil ihres Ro 19-Er-
l6ses den finanzpolitischen Re-
pressionsmalinahmen zum Opfer
gefallen sein diirfte. Der Anteil
von Julius Hallgartens und Albert
Hallgartens Nachlass musste, weil
vermutlich beide US-Biirger waren,
auf ein Sperrkonto iiberwiesen
werden, das die Verfiigungsgewalt
beschrinkte. Mercedes Meyerhof
wurde zur Treuhéinderin bestimmit.
Ob das Geld vor 1936 ins Ausland
transferiert werden konnte, bleibt
offen. Verblieb es bis zur Aus-
wanderung von Mercedes Meyer-
hof in Deutschland, gilt das Glei-
che wie fiir ihr eigenes Vermogen.

Es kann also gesagt werden,
dass der NSLB entsprechend dem
notariellen Vertrag die vereinbar-
te Summe auszahlte und von sich
aus nichts unternahm, es nach-
traglich wieder »einzukassieren«.
Dass ein Teil von der Verkaufs-
summe den spiteren antijiidi-
schen RepressionsmafBnahmen
des NS-Staates zum Opfer fiel, ist
allerdings sehr wahrscheinlich.
Wenn es dafiir eine Verantwort-
lichkeitdes NSLB als des Kéufers
von Ro 19 gab, dann nur, weil der
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NSLB Teil des gesamten NS-Re-
pressionssystems war und damit
auch an der Gesamtverfolgung
der jiidischen Bevolkerung teil-
hatte. Sowohl durch seine bloBe
Zugehdorigkeit zum NS-System,
aber auch durch seine aktive anti-
semitische Umorganisierung und
Ausrichtung der Hamburger
Schulen machte sich der NSLB
schuldig. Ob dies im juristischen
Sinne bei dem Ankauf von Ro 19,
z.B. bel etwaigen jiidischen Res-
titutionsanspriichen nach 1945,
eine Rolle hiitte spielen konnen,
1st angesichts der Riickerstat-
tungs-Rechtssprechung in der
Bundesrepublik fraglich.

War der Kaufpreis
angemessen?

Eine andere Frage ist, ob der
Kaufpreis fiir Ro 19 von 40.000
RM angemessen war. Dieser
Frage wurde lange und sorgfiltig
nachgegangen. Erst nach dem
Fund neuer Akten 2005 war es
mdoglich, zu einem vorldufigen
Ergebnis zu kommen.

Die Immobilienpreise, insbe-
sondere fiir grofe dltere Stadtvil-
len wie Ro 19, waren im Gefolge
der Weltwirtschaftskrise stark ge-
fallen. In welchem Mafe sich die
Preise bis 1935 schon wieder er-
holt hatten, kann nicht mit letzter
Sicherheit gesagt werden, aber sie
waren sicher noch nicht wieder
auf dem Stand von der Zeit vor der
Krise oder gar vor dem 1. Welt-
krieg. Urspriinglich hatten die jii-
dischen Vorbesitzer das Haus
zwar fiir 50.000 RM, also fiir
10.000 RM mehr angeboten, aber
dass sie schlieBlich ein deutlich
verringertes Angebot machten,
deutetdarauf hin, dass sie nichter-
warteten, einen hoheren Preis als
40.000 RM erzielen zu kdnnen.

Sicher ist, dass bereits 1935 der
Preis von 40.000 RM als duBerst
niedrig galt. Am 15. April 1935
begriindete Bernhardt, der Ge-
schiftsfiihrer der Lehrervereins-
hausgesellschaft, den Preis gegen-
iiber dem Finanzamt mit »der all-
gemeinen schlechten Vermieter-
lage fiir Grofiwohnungen iiber-

haupt und ferner der Tatsache,
dass das Haus unmodern, und was
die unteren beiden Stockwerke
angeht, wohl unvermietbar ist.«

Die Einschitzung war, was die
Vermietbarkeit und den Zustand
des Hauses anging, wohl realis-
tisch. Nur folgt daraus schon, dass
auch der Preis angemessen war?

Vom Oktober 1935 bis Mitte
1936 wurde das Gebiiude Ro 19
renoviert und umgebaut. Im Jah-
resbericht der Lehrervereinshaus
Gesellschaft von 1936 wurde genau
aufgeschliisselt, welche Arbeiten
vorgenommen wurden: Einbau ei-
ner neuen Heizungsanlage, Um-
bau des Kellers, Bau von drei Ga-
ragen und Motorradstinde, Ein-
bau moderner sanitirer Anlagen,
Anschluss an Warmwasserver-
sorgung des Curiohauses, Besei-
tigung baulicher Mingel, Uber-
holung des Daches, Erneverung
aller Innendekorationen, Anstrich
der Riickfront, Legen von 150 gm
Betondecke im Hinterhof, Erneu-
erung der Sielanlagen im Hinter-
hof. Der Bau von weiteren sieben
Garagen im Hof erfolgte spiter.

Die Gesamtkosten beliefen
sich auf 24.865 RM fiir das Haus-
innere. Hinzu kamen 1.500 RM
fiir den hinteren AuBenanstrich
und eine Summe von ca. 8.000
RM fiir den Bau von Garagen im
Keller. Gleichzeitig stellte die Fir-
ma Otto Timm 217 RM fiir eine
Hausbockbekiimpfung in Rech-
nung. Die Instandsetzungen, Um-
und Einbauten hitten insgesamt
Kosten in Hoéhe von 35.000 RM
verursacht, bestétigt auch ein Jah-
resbericht von 1936.

Zihlt man zum Kaufpreis von
40.000 RM die 35.000 RM hinzu,
erhilt man 1936 fiir Ro 19 eine
Summe von 75.000 RM, die der
NSLB fiir Kauf und Modernisie-
rung einschlieBlich des Einbaus
der Garagen im Keller (aber ohne
Makler- und Stenerkosten) anufge-
wendet hat.

Die Hamburger Feuerkasse er-
mittelte entsprechend einem nen
aufgefundenen Dokument am i0.
November 1936 fiir das Gebidude
und die Nebenanlagen Rothen-
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wed to ligui-

Bericht 1945 an die britische Besatzungsmacht: »..

confisated by the »NS-Lehrerbund« ...«

baumchaussee 19 einschlieBlich
Verandaanbau, Belagen und Ein-
friedungen ein Feuerkassenwert
von zusammen 176.610 RM.

Kommen wir zum tatséch-
lichen Wert. Laut einer neu anf-
gefundenen Akte sagte Holm in
der Aufsichtsratssitzung der Cu-
riohaus GmbH in Hamburg vom
10. November 1938: »Es bot sich
die giinstige Gelegenbeit, ein an-
grenzendes Gebdude zu erwer-
ben, dessen Wert mit 200.000 RM
geschiitzt wurde. Es wurde er-
worben mit einem Aufwand von
403.000 RM. 30.000 RM wurden
verwendet fiir Umbau- und Aus-
besserungsarbeiten. Auch dieses
Haus befindet sich jetzt in einem
guten Zustand und konnte gut, in
der Hauptsache an Behérden, ver-
mietet werden.« Moglicherweise
bezog sich Bernhardt bei den an-
gegebenen 200.00 RM auf die
Zeit vor 1914, sicher scheint aber
zu sein, dass der Vorsitzende der
Lehrervercinshaus-Gesellschaft von
einem Wert fiir Ro 19 ausging, der
deutlich hoher lag als der gezahl-
te Preis.
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Dieser Sachverhalt wird besti-
tigt durch eine neu aufgefundene
interne Akte zn Ro 19, angelegt
1936. In einem Schreiben vom
10.11.1936 wird fiir Ro 19 ein
Schitzwert von 166.320 RM nach
dem Einbau der Zentralheizung
etc. und der drei Garagen tm Kel-
ler angegeben.

SchlieBlich konnten wir auch
das sog. Pfau- Gutachten vom 7.
November 1945 wiederfinden.
Auf Antrag des von der britischen
Besatzungsmacht eingesetzten
Treuhdnders (»Custody NSLB

Curiohaus«) Dr. Herbert Rusche-

wey wurde die Handelskammer
beauftragt, einen Sachverstindi-
gen zu ernennen, der den Wert des
Curiohauses (und damit auch von
Ro 19) abschitzen sollte. Der re-
nommierte Sachverstdndige Dr.
Oscar Pfau wurde mit dieser Auf-
gabe betraut. Fiir den von ihm in
einem sehr ausfiihrlichen Gutach-
ten ermittelten gemeinen Wert be-
riicksichtigie er den Einheitswert
von 1938 und als Hilfswerte den

‘Bau- und Bodenwert sowie den

Rentabilititswert. Die Garage-

.was dissolved in 1933 and was

bauten auf dem Hof berechnete er
extra. Beim Bauwert zog er ent-
sprechend des Alters des Gebin-
des 75 % ab (pro Jahr 1 % =75
%) Dr. Oscar Pfau kam fiir Ro 19
auf einen gemeinen Wert von
164.551 RM, bezogen auf das
letzte Friedensjahr. Diese Summe
ist fast identisch mit den 166.320
RM aus dem oben erwihnten Do-
kument vom 1936.

Ob Ro 19 bereits 1935 fast
165.000 RM wert war, ist zu be-
zweifeln, weil in dem Jahr die Im-
mobilienpreise generell niedriger
waren als z.B. 1938, dem Jahr, auf
das sich die Daten des Pfau-Gut-
achten beziehen. Auf der anderen
Seite verringerte Dr. Pfau den
Bauwert entsprechend dem
75jdhrigen Alter des Gebdudes im
Jahr 1945um 75 % (1 % pro Jahr),
aber 1935 wiren nur 65 % abzu-
ziehen. Umgerechnet auf den ge-
meinen Wert wiirde dies einen um
11.000 RM héheren Wert bedeuten.

Der Wert des Hauses, so viel
steht fest, konnte 1935 um die
120.000 bis 130.000 RM betragen
haben, also knapp 80.000 bis
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90.000 RM hoher als die Kauf-
summe von 40.000 RM, die mit
dem NSLB vereinbart worden
war. Anders ausgedriickt: Die jii-
dischen Vorbesitzer histen fiir das
Haus Ro 19 etwa ein Dritte] von
dem erzielt, was es wert war.
Warum sie sich aaf diesen
schlechten Handel einlieBen, dar-
iiber kann nur spekuliert werden.
Folgende Vermutung kann aber
nicht ausgeschlossen werden: Ein
solches Geschiift schlieBen Men-
schen, unter denen sich auch Ge-
schiftsleute befanden, nicht ab,
wenn sie nicht unter politischem
Druck stehen. Oder aber wenn ei-
nige Mitglieder der jiidischen Er-

bengemeinschaft — ebenfalls aus
politischen Griinden — unter Zeit-
druck stehen, weil sic emigrieren
wollen. Immerhin hatte Bern-
hardt in einem Brief vom 1.Mirz
1935 an seinen Vorgesetzten
Holm darauf hingewiesen, dass
»die Gegenseite einen schnellen
Abschluss wiinscht.«

Eines ist ganz sicher: Der
NSLB und auch die neugegriin-
dete »Gesellschaft der Freunde«
nach 1945 wussten um den ei-
gentlichen Wert des Gebiudes Ro
19. Thre Akten beweisen es. In ei-
ner Pestschrift der »Gesellschaft
der Freundex, die zum 50jdhigen
Bestehen des Curiohauses 1961

herausgegeben wurde, heift es
denn auch: »Der Preis war auBer-
ordentlich niedrig.«

Hat sich der Ankauf gelohnt?
Bernhardt und Holm waren
liberzeugt davon, dass der Ankauf
von Ro 19 auf Dauer finanziell
sehr Johnend sein misse. Wie sich
aus einem »Bericht iiber das Cu-
riohaus von Herbst 34 — Mai 38«
ergibt, erfolgte der Kauf des Ge-
bdudes Ro 19 zwar »1935 im
Friihjahr, in der Zeit grofiter Re-
gression.« [Gemeint ist wohl
Rezession; d. Verf.]. Das Unter-
nehmen sei ein »Wagnis« gewe-
sen, aber, so rechtfertigte man die

Der DGB 1949: » ...empfehlen, dass Herr Holm eine entsprechende Erklirung

abgeben wiirde.«
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Investition: »eine Gelegenheit
wie diese durfte nicht verpasst
werden. 1911225 000 M, jetzt an-
geboten fiir 40 000.« Man be-
trachtete den Kauf primir als »Zu-
kunftsmusik«, als »Platz fiir den
nicht gebauten Fliigel« des Cu-
riohauses. Aber auch »in seinem
gegenwirtigen Bestand« war das
Gebdude »nach Ansicht der Ver-
waltung geeignet, durch Erschlie-
Bung neuer Einnahmequellen die
finanzielle Lage des Gesamt-
unternehmens zu erleichtern.«

Wie beim Curiohaus entschied
man sich dafir, die GroBwcohnun-
gen nicht aufzuteilen, sondern
modernisiert als Geschiiftszim-
mer anzubieten. Diese Strategie
erwies sich als erfoigreich. Nach-
dem die UmbaumaBnahmen gut
ein Jahr nach dem Ankauf abge-
schlossen waren, zog in die bei-
den unteren Stockwerke das
Staatliche Lichtbildamt, die bei-
den oberen Etagen und der halbe
Boden wurden (offenbar im April
1936) von der Heeresstandortver-
waltung angemietet.

Kurz nach dem 2. Weltkrieg be-
zifferte Bernhardt fiir Ro 19 die
»jdhrlichen Ertragsnormen (...)
in den letzten Jahren vor der (bri-
tischen; d.Verf.) Besetzung« mit
11.400 RM fiir das Biirohaus und
3.100 RM fiir die neugebauten
Garagen im Hof.

Die »Gesellschaft der Freun-
de«/GEW zog auch nach der
»Riick«erstattung von Ro 19 zu
Beginn der 50er Jahre einen steti-
gen Gewinn aus der Vermietung
des Gebidudes. Sie lief gleich
nach der endgiiltigen Ubertra-
gung noch in den 50er Jahren
(Planungsbeginn  1953) das
Hinterhaus errichten, in dem Jan-
ge Zeit der Curio-Verlag seine
Réume hatte. Trotz Krieg und (ge-
ringer) Zerstrung war Ro 19 bis
heute eine wirtschaftliche Er-
folgsgeschichte.

Nach 1945: Restitution,
aber an wen?

Nach dem Zusammenbruch des
Faschismus 1945 war es das Ziel
der neugegriindeten »Gesellschaft
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der Freunde« und ihres Vorsitzen-
den Max Traeger, das Gebdude Ro
19 endgiiltig in das Eigentum der
»Gesellschaft« tibertragen zu las-
sen. Dafiir musste quasi an zwei
Fronten agiert werden.

Erstens musste die britische
Besatzungsmacht bzw. der Ge-
werkschafispriifungsausschuss
fiir die britische Besatzungszone
ab 1948/49 davon iiberzeugt wer-
den, dass die »Gesellschaft der
Freunde« bzw. die »Lehrerver-
einshaus Gesellschaft« zum Zeit-
punkt des Kaufs, also 1935, keine
Nazi-Organisation war, sondern
als freie Gewerkschaft das Haus
erworben hatte. Nur so war es
{iberhaupt moglich, das Haus als
ehemaliges Gewerkschaftseigen-
tum zu beanspruchen.

Zweitens mussten etwaige Res-
titutionsanspriiche der jiidischen
Vorbesitzer oder der Jewish Trust
Corporation abgewehrt werden,
indem die Angemessenheit des
niedrigen Kaufpreises herausge-
stellt wurde. Das Haus musste als
verwahrlost, unmodern und un-
vermietbar charakterisiert wer-
den, das der »Gesellschaft« frm-
lich hitte avfgedringt werden
miissen und fiir das 40.000 RM
schon fast eine zu groBe Geldaus-
gabe gewesen sei. Des weiteren
musste bewiesen werden, dass die
judischen Vorbesitzer den verein-
barten Kaufpreis auch wirklich
erhalten hatten.

Beginnen wir mit der »zweiten
Front«, der Abwehr etwaiger jii-
discher Restitutionsanspriiche.

Da die Gesellschaft der Freun-
de ihren Restitutionsanspruch auf
Ro 19 als Mitglied der GEW und
damit des DGB (seit 1948) erhob,
wurde sie wie auch im Falle des
Curiohauses durch die Vermd-
gens- und Treuhandgesellschaft
des michtigen DGB vertreten.
Der Fall konnte damit vor dem
Gewerkschaftspriifungsaus-
schuss fiir die britische Besat-
zungszone (GPA) in Diisseldorf
und nicht vor dem Restitutions-
gericht in Celle verhandelt wer-
den. Im GPA wurden alle Restitu-
tionsanspriiche der Gewerkschaf-

ten im britisch besetzten Norden
Deutschlands gepriift und ent-
schieden.

Freilich tauchten bald die er-
warteten Schwierigkeiten auf.
Am 20. Dezember 1950 schrieb
Dr. Ebers im Namen der Vermé-
gens- und Treuhandgesellschaft
des DGB, es sei ein Restitutions-
Konkurrent aufgetaucht: »In der
obigen Riickerstattungsangele-
genheit wurde uns durch Oberre-
gierungsrat Klesper (vom Ham-
burger Landesamt fiir Vermd-
genskontrolle; d. Verf.) mitgeteilt,
dass die Erbengemeinschaft, die
seinerzeit das obige Grundstiick
an Euch (Die Gesellschaft der
Freunde; d. Verf.) verkauft hat, ei-
nen Riickerstattungsantrag ge-
stellt hat.« Ebers forderte daher
von der Gesellschaft der Freunde
»eine moglichst eingehende Dar-
stellung tiber den seinerzeitigen
Ankauf des Grundstiickes, damit
wir beurteilen konnen, ob Ein-
wendungen gegen Riickerstat-
tungsanspruch (der jiidischen
Vorbesitzer; d. Verf) iiberhaupt
Erfolg haben kdnnte.«

Das »verwahrloste Gewese«
Auf Ebers Schreiben antworite-
te der Geschiftsfithrer der am 1.
9.1949 neu gegriindeten Vermo-
gens- und Treuhandgesellschaft
der DGB-Gewerkschaft »Gesell-
schaft der Freunde des vaterlin-
dischen Schul- und Erziehungs-
wesens GmbH«. Es war kein an-
derer als der ehemalige Parteige-
nosse Wilhelm Bernhardt, der be-
reits (Geschiftsfithrer ihrer Vor-
gangerin, der Lehrervereinshaus
Gmbl], gewesen war und in die-
ser Funktion 1935 den Ankauf
von Ro 19 mit getitigt hatte. Er
stilisterte in seinem Schreiben
vom 3. Januar 1951 den Ankauf
zu einem Akt der Gefilligkeit,
und zwar in einem uneriraglichen
Jargon, der an gerade erst zu En-
de gegangenen Zeiten erinnerie
und jede Sensibilitit den ehema-
ligen jiidischen Eigentiimern
gegeniiber vermissen lie. Es ha-
be sich bei Ro 19 um ein »ver-
wahrlostes Gewese« gehandelt,
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das »anzufassen« man zunichst
»wenig Neigung« gezeigt habe.
Die »Gesellschaft der Freunde«,
die als einziger Kdufer » mit die-
sem wie Sauerbier angebotenen
Grundstiick iiberhaupt etwas« ha-
be anfangen kénnen, habe sich
zum Kauf entschlossen, »weil das
Grundstiick evtl. spiter benutzt
werden konnte, um den fehlenden
linken Fliigel des Curiohauses
ausbaven zu konnen,« und weil
sich die Riume eventuell fiir die
Bibliothek und als Sitzungsriume
eigneten. AuBerdem behauptete
er, die »Gesellschaft der Freunde«
habe »fiir Um- und Ausbauten
noch 45. 000 RM hineinstecken
[miissen], um das Projekt rentabel
zu machen.«

Nur 11 Jahre vorher,1938, hat-
te Bernhardt noch festgestellt, ei-
ne solche Gelegenheit wie den
Kauf von Ro 19 habe man sich
nicht entgehen lassen diirfen,

Wie bereits erwithnt, hatte der
NS Lehrerbund in das Haus Ro 19
investiert.

Bei den genannten 45.000 RM
handelt es sich um die Gesamt-
summe einschlieflich der 10.000
RM fiir den Bau von Garagen auf
dem Hinterhof. Vermutlich ging
es Bernhardt jetzt vor allem da-
rum, die verbliiffende Diskrepanz
zwischen 40.000 RM Kaufpreis
und 45.000 RM Investitionen zu
betonen. Betrachtet man den ej-
gentlichen Wert des Hauses in
Hoéhe von 120.000 bis 130.000
RM aus der Zeit vor den Investi-
tionen, wirkt das Verhilinis zu
den 35.000 RM Investitionen (oh-
ne die Garagen) schon weniger
spektakuldr und kann auch nicht
mehr die These vom »verwahr-
losten Gewese« stiitzen.

Zum Stichwort »Verwahrlo-
sung« hatte Bernhardt vermutlich
zuvor die Bauvakte studiert. Dort
war tatsdchlich in einer Be-
schwerde eines Nachbarn aus der
SchliiterstraBe und im Protokoll
der Baupolizei, die deren Berech-
tigung bestitigt hatte, von »einem
total verwahrlosten Zustand«,
Geruchsbelistigung und Gesund-
heitsgefahrdung fiir die Bewoh-
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ner des angrenzenden Grund-
stiicks die Rede, freilich im Som-
mer 1931, also mehrere Jahre vor
dem Verkauf und nur im Hinblick
auf Missstinde im Hof und im
Keller. Zum Zeitpunkt des Ver-
kaufs waren alle Missstinde je-
doch lingst beseitigt. Ein angeb-
lich in den Akten befindliches
Gutachten des botanischen Insti-
tuts, das als weiterer Beleg fiir ei-
ne » Verwahrlosung« die »Einnis-
tung« von echtem Hausschwamm
im gesamten Treppenhaus besti-
tigen sollte, war ebenso wenig
auffindbar wie Rechnungen iiber
die Beseitigung eines solchen
Schadens. In der Bauakte befin-
den sich keine Hinweise auf die-
sen meldepflichtigen Schaden.
Dagegen waren im Sommer 1936
im Haus Beki#mpfungsarbeiten
gegen den gemeinen Hausbock
ausgefiihrt worden, den Bern-
hardt (versehentlich?) mit dem
viel gefihrlicheren und teurer zu
beseitigenden Schwamm ver-
wechselt haben mag.

Nachdem die Leitung der »Ge-
sellschaft der Freunde« dergestalt
versuchte, den Zustand des »Ge-
weses« in den schwiirzesten Far-
ben zu malen, musste zu guter
Letzt begriindet werden, warum
der Preis von 40.000 RM ange-
messen war.

Dafiir hatte man bereits ein
Gutachten beim Wirtschaftsprii-
fers Dr. Georg Schmidt aus Ham-
burg Volksdorf bestellt, der es am
4.10.1950 im Auftrag von Max
Traeger vorlegte. Schmidt kam
zum Ergebnis, der gezahlte Kauf-
preis von 40.000 RM konne »als
durchaus angemessen bezeichnet
werden.« Was der »bekannte
Hausmakler«, so Max Traeger in
einem Brief vom 10. 10. 1950 an
Dr. Ebers von der Vermogens-
und Treuhandstelle des DGB, auf
anderthalb Seiten als Expertise
ablieferte, war allerdings eine
Farce. Anstatt zumindest Ver-
gleichszahlen aus der Zeit des
Verkaufs und den Jahren zuvor zu
présentieren, wiederholte der ver-
meintliche Experte eine Kalkula-
tion des damaligen Ro 19-Haus-

maklers John Elias vom 18. Fe-
bruar 19335, der - als Verkaufsar-
gument(!) - auf eine moglichst ge-
ringe Grundsteuer abgezielt hat-
te. Schmidt verzichtete ansonsten
auf jede Einordnung in den histo-
rischen Kontext. Sein einziges
Recherchebeispiel bestand in ei-
nem einzigen Hinweis auf den als
Vergleichsbeispiel nun wirklich
nicht hilfreichen Verkauf einer
Immobilie am Mittelweg - aus
dem Jahre 1950!

Dieses Schmidt-Gutachten war
ein (briichiger) Eckstein im Argu-
mentationsgebiude der »Gesell-
schaft der Freunde« zur Abwehr
etwaiger jlidischer Anspriiche.
Am 10. Oktober 1950 schrieb
Max Traeger eher erleichtert an
Dr. Ebers vom DGB: »Nach die-
sem Gutachten scheint es mir gar
nicht notwendig gewesen zu sein,
dass der damalige Treuhinder Dr.
Barkowski das Haus als Juden-
grundstiick angemeldet hat.«

Das eigentlich Irritierende

Das eigentlich Irritierende, ja,
Empérende ist jedoch nicht dies
»Gutachten« und ist auch nicht
dasunségliche Schreiben des ehe-
malige leitenden Pg.s Bernhardt,
sondern der Stellenwert, der dem
Schmidt-Gutachten von dem Ge-
werkschaftsvorsitzenden Max
Tracger beigemessen wurde.
Nicht nur, dass er die Legitimitit
fiir den Besitz des Gebiundes Ro
19, das unter hochst fragwiirdigen
Voraussetzungen in der NS-Zeit
erworben worden war, von einem
derart windigen Zeugnis herleite-
te, nein, er lieB auch das 1945 er-
stellte Pfau-Gutachten iiber den
tatsichlichen Wert des Hauses be-
wusst in der Schublade liegen und
ersetzte es durch ein Gutachten,
das das Papier nicht wert war, auf
dem es stand. Max Traeger und
den Mitbeteiligten in der »Gesell-
schaft«, aber auch im DGB, ging
es gar nicht um die Aufklirung
problematischer Vorginge und
auch nicht um moralische oder
gar materielle »Wiedergutma-
chung«. Max Traeger verfolgte
bei dem Riickerstattungsan-

hlz — Zeitschrift der GEW Hamburg 10-11/05



spruch beziiglich Ro 19 aus-
schlieBlich organisationsegoisti-
sche Interessen.

Diesen Vorwurf miissen sich
die fithrenden Mitglieder der
Hamburger Lehrergewerkschaft
gefallen lassen. Bei den ehemali-
gen Pgs. Dr. Kurt Holm und Wil-
helm Bernhardt iiberrascht ein
solcher Mangel an moralischem
Empfinden nicht. Enttiuschend
ist jedoch, dass auch Max Traeger
offenbar nicht auf den Gedanken
kam, nach dem Schicksal der
ehemaligen Besitzer zu fragen,
geschweige denn das Verhalten
der Gesellschaft im Jahre 1935 ei-
ner kritischen Reflexion zu unter-
ziehen oder gar so etwas wie
Scham zu empfinden.

Die »Unfihigkeit zur Trauer«
ging bei ihm so weit, die Not-
wendigkeit zur Anmeldung des
Gebiudes Ro 19 als »Juden-
grundstiick« in Frage zu stellen.
Er zweifeite damit fiir Ro 19
die Legitimitit der britischen
»Allgemeinen Verfiigung Nr. 10«
(General Order No. 10) vom 20.
Oktober 1947 fiir die britische
Zone an-, nach der die »Gesell-
schaft der Freunde« wie alle an-
deren, die im Besitz cines Eigen-
tums waren, »das zwischen dem
30. Januar 1933 und dem 8. Mai
1945 aus Griinden der Rasse, der
Staatsangehorigkeit, der Religion
oder der politischen Uberzengung
einer Person enteignet, wegge-
nommen oder ihrer Verwaltung
entzogen worden« war, diesen
Besitz anmelden musste. Die An-
meldung musste unabhéngig da-
von erfolgen, ob der Vermdgens-
entzug »aufgrund von Gesetzen
oder in angeblich rechtmifBigen
Verfahren« durchgefiihrt worden
war. Wem durch die Nazis auf die-
se Art und Weise Eigentum weg-
genommen worden war, der hatte
nach der britischen Verfiigung

Nr. 10 Anspruch auf Restitution. .

Genau dies wird Max Traeger
befiirchtet haben.

Zu Beginn haben wir bereits zi-
tiert, was Max Traeger im Sep-
tember 1948 geschrieben hatte:

» ...J would think it conforma-
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Max Traeger {1887 — 1960), Lehrerseminar, seit 1908 Volksschullehrer in

Hamburg, Proponent der »Gesellschaft« 1920 — 23, MdB( 1927 ~ 33

(DDP. D. StP), Vorsitzender der »nGesellschaft« 1945 ~ 48, Vorsitzender des
Allgemeinen Lehrerverbandes/GEW-Bundesorganisation 1946 - 52 und
1958 -~ 60, nach 1945 Obersenatsrat und Leiter der Schulfirsorge, FDP.

ble to the circumstances, 1n case
the Jew would get no compensa-
tion, that by the way of restitution
the Gesellschaft der Freunde (...)
will become owner ...«. Der case,
der Fall also, dass der Jew keine
Kompensation erhilt, sollte még-
lichst eintreten.

Entscheidend ist, dass Max
Traeger und die fithrenden Mit-
glieder der Lehrergewerkschaft
vergafien oder nicht zur Kenntnis
nehmen wollten, dass es letztlich
auch um eine moralische Bewer-
tung des vorangegangenen Verma-
gensentzugs ging. Das eigentliche
Ziel der Restitutionsverfahren
war die »Wiedergutmachung«
nationalsozialistischen Unrechts.

Riickerstattungsverfahren hitten
den Raum fiir eine offene Ausein-
andersetzung mit dem National-
sozialismus und seinen Opfern
geboten. Statt dessen erhob die
Gesellschaft der Freunde selbst
einen Restitutionsanspruch auf
Ro 19.

Restitutionsanspriiche der
judischen Vorbesitzer?
Erhoben die iiberlebenden jiidi-
schen Vorbesitzer tatséichlich Res-
titutionsanspriiche? Die Quellen
zeigen ein widerspriichliches Bild.
Einerseits wurde bis zum Ab-
lauf der Anmeldefrist fiir indivi-
duelle Antragsteller am 30. Juni
1950 von den ehemaligen Eigen-
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Max Traeger: » ... das Judengrundstiick ...«, 1950

tiimern kein Riickerstattungsan-
trag bei der Ceniral Claims Re-
gistry in Bad Nenndorf einge-
reicht. Dort war die zentrale An-
meldesteliestelle, die die Verfah-
ren dann dem Wiedergutma-
chungsamt zuwies, »in dessen
Zustandigkeitsbezirk sich der
Vermogensgegenstand befand«.
Andererseits heifit es in einem
Schreiben des Hamburger [Landes-
amtes fiir Vermdgenskontrolle,
das laut Verordnung der Militar-
behirden fiir die Kontrolle von
blockiertem Vermdgen zustéindig
war, an das Zentralamt fiir Ver-
mégensverwaltung in Bad Nenn-
dorf vom 29.11.1950 und auch in
dem Schreiben der VTG des DGB
an die VTG der »Gesellschaft der
Freunde« vom 20.12.1950, die
friiheren Eigentiimer hiitten einen
Anspruch auf Riickerstattung an-
gemeldet.

Die Mafinahme des Landesam-
tes Hamburg diirfte daraus zu er-
kidren sein, dass mit der Mdog-
lichkeit einer Anmeldung durch
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die Jewish Trust Corporation ge-
rechnet werden musste (s.u.). Auf
diese fiir die britische Zone zn-
stindige Nachfolgeorganisation
gingen bei erblosen riickerstat-
tungspflichtigen Vermogen, d.h.
wenn die Berechtigten ermordet
worden waren, oder in Fillen der
Sdumigkeit, wenn die Berechtig-
ten von sich aus keine Anspriiche
geltend gemachthatten, automatisch
die Anspriiche iiber. Da das am
1.10.1949 eingerichtete Wieder-
gutmachungsamt beim Landgericht
Hamburg Anfang 1951 erklirte,
es liege kein Anirag vor, kann das
Schreiben des.andesamtes an die
VTG der »Gesellschaft der Freun-
de« vom 29.11.1950 wohl nur so
interpretiert werden, dass es sich
um eine prophylaktisch durch das
Landesamt vorgenommene Ein-
tragung handelte, die auf die Ver-
fiigung vom 25.10.1950 zuriick-
zufiihren ist. Es war jene »K-Ein-
tragung«, von der in dem Be-
schluss des Gewerkschaftsprii-
fungsausschusses fiir die britische

Zone (GPA) vom 15. Juni 1951 (s.u.)
die Rede ist und die nach dessen
Wortlaut »zur Verfolgung eines
Wiedergutmachungsanspruchs
nicht ausreichtle].« Auch ein An-
trag der Jewish Trust Corporation
lag nach Ablauf der ihr einge-
raumten Frist bis zum Januar
1952 nicht vor.

Auf der Basis der Akien beste-
hen also kaum noch Zweifel dar-
an, dass die ehemaligen Eigentii-
mer keine Restitutionsantrige ge-
stellt haben. Dass sie es nach dem
Zweiten Weltkrieg versiumt ha-
ben, ihre Anspriiche auf Restitu-
tion rechtzeitig geltend zn ma-
chen, erscheint nahezu ausge-
schlossen, In New York, einem
Zentrum der jiidischen Emigra-
tion, wurden vor allem die jiidi-
schen Zeitungen von den Ver-
folgten gelesen, hier waren die
Anstrengungen der jiidischen Or-
ganisationen und privaten Unter-
nehmer, die potentiellen Antrag-
steller herauszufinden und zur
Anmeldung zn veranlassen, im
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Allgemeinen von Erfolg gekront.
Sowohl Julius Hallgarten als auch
Robert Meyerhof waren in Fi-
nanzfragen versiert.

Die Bauper-Erben und Familie
Hallgarten/Meyerhof  wurden
nach 1945 von renommierten So-
zietiten vertreten, die schon vor
ihrer Emigration fiir sie titig wa-
ren und die fiir sie andere Wieder-
gutmachung- und Restitutionsan-
spriiche (1. a. wegen Entziehung von
Wertpapieren, Bargeld und Devisen
oder Schiidigung im beruflichen
Fortkommen) fristgemi ange-
meldet und engagiert vorgetragen
haben. Die vom Testamentsvoll-
strecker aufbewahrten Akten zum
Nachlass Prof. Moritz Max Bau-
erund Dr. Klaus Jiirgen Baverent-
halten offenbar keinerlei Hin-
weise auf einen von Dr. Klaus Jiir-
gen Bauer geltend gemachten
Riickerstattungsanspruch fiir das
Gebdude Ro 19.

Nach Informationen des Rich-
ters Dr. Weyhe am Landgericht
Hamburg liegen bei der Wieder-
gutmachungskammer zwar zwei
Akten vor, die sich auf Restitu-
tionsanspriiche von Hedwig Hall-
garten »wegen Heranzichung zur
sog. Reichsfluchtstever und wegen
der Entziehung von Devisen« be-
ziehen. Ferner existiere eine wei-
tere Akte, in der der Testament-
vollstrecker Anspriiche der Erben
Dr. Klaus Jiirgen Bauer »wegen
Entzichung von Wertpapieren«
geltend gemacht habe. In allen drex
Akten befiinden sich jedoch »keine
Hinweise auf Anspriiche wegen
Entziehung von Grundeigentum.«

Griinde fiir eine Nichtanmel-
dung von Restitutionsanspriichen
durch die ehemaligen Besitzer
Jassen sich viele denken. Auch fiir
das Nichtvorhandensein von mog-
lichen Restitutionsakten konnte
es Griinde geben, die hier nicht
erdrtert werden. Solange es nicht
gelungen ist, Nachfahren und/
oder Erben der ehemaligen Eigen-
tiimer von Ro 19 zu finden, die u.
U. iiber die Motive ihrer Vorfah-
ren mehr wissen, bleiben alle
diesbeziiglichen Uberlegungen
spekulativ.

War der Nationalsozia-
listische Lehrerbund eine
freie Gewerkschaft?

Wie bereits erwihnt, wurde
1950 der Riickerstattungsantrag
der Gesellschaft der Freunde be-
ziiglich Ro 19 durch den DGB
dem Gewerkschaftspriifungsaus-
schuss (GPA) fiir die britische Zo-
ne vorgelegt. Im Mai 1951 be-
gannen die Verhandlungen und
wurden am 15 Juni 1951 abge-
schlossen.

Diese Verhandlungen mussten
vorbereitet werden. Dazu erhielt
Max Traeger, der neue Vorsitzen-
de der »Gesellschaft der Freun-
de«, einen vom 12. September
1949 datierten Brief von Dr.
Ebers, zustindig im DGB fiir die
Vermigensverwaltung. Ebers be-
stitigt, den Gesellschaftervertrag
der eben gerade gegriindeten
»Vermdgensverwaltungs- und
Treuhandgesellschaft der Ge-
werkschaft »Gesellschaft der
Freunde« erhalten zu haben. Man
werde vom DGB aus jetzt so
schnell wie moglich das Curio-
haus zur Riickiibertragung brin-
gen. Weiter heiBt es: »Wie du mit
unserem Koll. Bohlen vereinbart
hast, wird das Objekt Rothen-
baumchaussee 19 mit Riicksicht
darauf, dass es aus ehemaligem
jiidischen Besitz stamamt, erst An-
fang néchsten Jahres zur Riick-
iiberstattung angemeldet. Wir bit-
ten aber, uns schon heute Ab-
schriften der Urkunden zuzusen-
den, aus denen hervorgeht, dass
Euch das Objekt Anfang 1935
zum Kauf angeboten worden ist
und dass die Geldmittel aus dem
fritheren Vermogen der Gesell-
schaft der Freunde des vaterlan-
dischen Schul- und Erziehungs-
wesens stammen. Wir wiirden
empfehlen, dass der frithere Lei-
ter der Abteilung Wirtschaft und
Recht im NSLB, Herr Holm, eine
entsprechende Erklirung schon
heute abgeben wiirde.«

Am 27. September 1949 prizi-
sierte der alte und neue Ge-
schiftsfilhrer Bernhardt diesen
Wunsch des DGB und bat seinem
alten NS-Vorgesetzten Kurt
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Holm: »héflichst um Abgabe ei-
ner ausfiihriichen Erklarung dar-
iiber, dass die Geldmittel zu dem
im Miirz 1935 erfolgten Kauf des
oben bezeichneten Grundstiicks
aus dem friltheren Vermogen der
Gesellschaft der Freunde etc.
stammen, keinesfails aus Geldern
des ehemaligen NSLB.«

Das war eine unlosbare Aufga-
be, die der DGB Kurt Holm, dem
ehemaligen Pg. und Gauhaupt-
stellenleiter, zumutete. Sowohl
der ehemalige Pg. Wilhelm Bern-
hardt als auch der ehemalige Pg.
Kurt Hofm selber, der zusatzlich
zu all seinen NS-Amtern damals
auch das Amt des Vorsitzenden
des Aufsichtsrats der Lehrerver-
einshaus G.m.b.H bekleidet hatte,
mussten wissen, dass die Gelder
zum Ankauf von Ro 19 vom
NSLB bereitgestellt worden wa-
ren. Die entsprechenden Unterla-
gen haben sich bis heute erhalten.

Aber Holm schaffte das schier
Unmoégliche. Er sagte schlicht die
Unwahrheit. Am 10.Oktober
1949 erkldrte er in einem Ant-
wortschreiben, die Gesellschaft
der Freunde sei bis zu ihrer Li-
quidierung 1937 »ein vollig
selbststindiger, rechtsfihiger
Verein« gewesen. Sie habe »sidmt-
liche Geschéfisanteile der Leh-
rervereinshaus G.m.b.H. alleinim
Besitz« gehabt. Das habe sich erst
1937 (Gesetz zur Aufldsung von
Beamienvereinigungen) mit der
Auflosung der »Gesellschaft der
Freunde« gedndert, als die Ge-
schilftsanteile der Lehrervereins-
haus G.m.b.H. »in den Besitz der
Reichswaltung des Nationalsozi-
alistischen Lehrerbundes« iiber-
ging. Er betonte: »Es steht mithin
auBer allem Zweifel, dass die Ge-
sellschaft der Freunde bis zum
Abschluss des Liquidationsjahres
am 25.6.1938 alleinige Eigentii-
merin des Grundstiickes Rothen-
baumchaussee 19 war.« Erst da-
nach habe die »Reichswaltung«
»das Curiohaus und das Grund-
stiick Rothenbaumchaussee 19
ihrer eigenen Grundstiicksver-
waltung in Bayreuth eingliedern«
konnen. Zum Kauf von Ro 19
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seien ausschlieBlich Mittel eben
jener vorgeblich vollig selbststén-
digen »Gesellschaft der Freunde«
verwandt wurden. Die »Gesell-
schaft der Freunde« sei bis 1938
»alleinige Eigentiimerin« von Ro
19 gewesen.

Von all den Behauptungen Holms
stimmtie nur, dass die nationalso-
zialistische »Gesellschaft der
Freunde« alle Geschiftsanteile
der Lehrervereinshaus G.m.b.H.
in threm Besitz gehabt hatte. Von
der »Gesellschaft der Freunde«
als von einem vollig selbststindi-
gen und rechtsfihigen Verein zu
sprechen, war aber Unsinn. Rich-
tig war nur, dass der Hamburger
NSLB seit 1933 alle Vermdgens-
teile kontrollierte, dann aber ab
1937/38 in Etappen an die Reichs-
waltung des NSLB in Bayreuth
libertragen musste. Insofern war
die Vermdgenstriagerin der »Ge-
sellschaft«, die Lehrervereins-
haus Gesellschatft, seit 1933 eine
vollig von dem NSLB abhiingige
Vermogenstrigerin, erst in Ham-
burg, dann in Bayreuth und ab
1942 als Gesellschafts«hiille«
vollig liquidiert.

Warum war diese Frage, ob das
Haus Ro 19 »keinesfalls aus Gel-
dern des chemaligen NSLB«, so
Bernhardts Formulierung, ge-
kauft worden war, so wichtig? Die
Antwort ist einfach: Es wire vol-
lig unmdglich gewesen, dass die
Gewerkschaft »Gesellschaft der
Freunde« nach 1945 ein Gebaude
zugesprochen bekommen hétte,
das von einer NS-Organisation ex-
worben wurde, Das wusste offen-
sichtlich der DGB und die neue
Gewerkschaft »Gesellschaft der
Freunde«. Die einfache Wahrheit
ist: Das Haus Ro 19 war von An-
fang an kein Eigentum einer
freien Gewerkschaft.

Nachdem sich herausstellte,
dass die jiidischen Vorbesitzer of-
fenbar keinen Restitutionsan-
spruch gestellt hatten, beschloss
der Gewerkschaftspriifungsaus-
schuss (GPA) auf seiner Sitzung
vom 15.Juni 1951, dem Antrag zu
folgen und Ro 19 kostenfrei der
VTG der Gewerkschaft »Gesell-
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schaft der Freunde« zu iibertragen.

Zwar sei Ro 19 »nachweislich
des Grundbuchs« das Eigentum
des NS Lehrerbunds, also einer
durch Kontrollratsgesetz Nr. 2
aufgeldsten Organisation, gewe-
sen. Wortlich heifit es weiter:

»Vorher war seit dem
29.4.1935 (...) das >Lehrerver-
einshaus, Gesellschaft mit be-
schrinkter Haftung« als Eigentii-
mer in der I. Abteilung des Grund-
buches eingetragen. Diese erst
nach Inkrafttreten des NS-Geset-
zes iiber Beamtenvereinigungen
vom 27.5.1937 aufgeldste Gesell-
schaft war nur Vermdgenstragerin
der fritheren >Gesellschaft der
Freunde des vaterldndischen Schul-
und Erziechungswesens in Ham-
burg«. Letztere hatte vor der Uber-
filhrung in den NSLB gewerk-
schaftlichen Charakter, wie sich
aus den §§ 1, Absatz (1) 118 der
am 1.1.1928 in Kraft getretenen
Satzung ergibt und auch durch ei-
desstattliche Versicherungen che-
maliger Mitglieder dieser Gesell-
schaft bekriftigt wird. «

Der GPA schloss daraus: »Das
Grundstiick ist von friiher her ge-
werkschaftliches Vermégen«.
Diese Schlussfolgernng ist falsch.

Richtig sind die Ausfithrungen
des GPA zwar insoweit, als dass
die »Gesellschaft der Freunde«
vor 1933 eine Gewerkschaft und
die Lehrervereinshaus Gesell-
schaft nur Vermogenstriigerin der
»(Gesellschaft der Freunde« ge-
wesen sei. Allerdings fehlt der ex-
plizite Hinweis darauf, dass die
»(Gesellschaft« nach 1933 keine
freie Gewerkschaft mehr war
Nun kénnte man meinen, das er-
gebe sich aus der eben wiederge-
gebenen Ausfithrung, die Gesell-
schaft habe »vor der Uberfiihrung
in den' NSLB gewerkschaftlichen
Charakter« besessen und eben da.
nach nicht mehr. '

Der Gewerkschaftspriifungs-
ausschuss bezog die Frage, ob das
Geld fiir den Ankauf »aus dem
friilheren Vermoégen der Gesell-
schaft der Freunde und keinesfalls
aus Geldern des ehemaligen
NSLB« (These vom DGB wnd

von Bernhardt/ Holm), iberhaupt
nichtin seine Begriindung mit ein.
Der Gewerkschaftspriifungsaus-
schuss iibernahm auch nicht die
abenteuerliche These von Holm,
dass die Gesellschaft der Freunde
bis 1937 »ein villig selbststiindi-
ger, rechtsfahiger Verein« gewe-
sen sei. Statt dessen versucht der
GPAmitdem Hinweis auf die Ver-
mogenstriagerin - die Lehrerver-
einshaus Gesellschaft sei ja
schlieBlich erst 1937 aufgeldst
worden -, ein argumentatives
Hilfskonstrukt einzufilhren. Die
pure Existenz der Vermgenstri-
gerin bis 1937 scheint in dieser
Argumentation stellvertretend fiir
den folgenden Nachweis zu ste-
hen: Indem sie einer friiheren
freien Gewerkschaft als Vermo-
genstragerin diente, habe sie das
GebdudeRo 19 1935 mitten in der
nationalsozialistischen Herrschaft
quasi stellvertretend fiir eine nicht
vorhandene freie Gewerkschaft
gekauft.

Implizit wurde die »Gesell-
schaft der Freunde« damit fiir
1935 noch als eine freie Gewerk-
schaft behandelt, explizit konnte
der Gewerkschaftspriifungsaus-
schuss — im Gegensatz zu Kurt
Holm - das selbstverstindlich
nicht so genau ausdriicken.

Dass Ro 19 vor der »Riick«-
iibertragung 1951 nie im Eigen-
tum einer freien Gewerkschaft,
gewesen ist, muss dem Gewerk-
schaftspriifungsausschuss fiir die
britische Zone, aber auch dem
DGB und der »Gesellschaft der
Freunde« klar gewesen sein. Da-
fiir gibt es einen Hinweis. Mitdem
Beschluss des Priifungsverfahren
vom 20. Januar 1950 iibertrug der
GPA das Curiohaus der VTG der
»QGesellschaft der Freunde«. Im
Beschlusstext werden Textbau-
steine verwendet, die identisch
mit denen sind, die ein Jahr spi-
ter auch fiir den Ro 19-Beschluss
Verwendung fanden. Es gibt nur
einen Unterschied: Beim Curio-
haus lautete die Begriindung vil-
lig schnorkellos und logisch-
gradlinig, dass die frithere Ge-
sellschaft der Freunde vor 1933
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gewerkschaftlichen Charakter GmbH entfiel, schliefllich hatte reits 1911 banenlassen. Ro 19 war
gehabt habe. Der argumentative  die Gesellschaft der Freunde das  dagegen 1935 von einer national-
Umweg iiber die Lehrerhaus Curiohaus als Gewerkschaft be-  sozialistischen Organisation un-
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ter dubiosen Umstédnden gekauft
worden — und sollte trotzdem als
altes Gewerkschaftseigentum zu-
riickgeholt werden.

Die Entscheidung des GPA
vom 15. Juni 1951 blieb nicht oh-
ne Widerspruch. Im Beschlus-
stext des GPA zu Ro 19 heif}t es:
»Das Landesamt (fiir Vermogens-
kontrolle; d.Verf.) Hamburg hat
jedoch gegen die Ubertragung
wegen moglicher Riickerstat-
tungsanspriiche jiidischer Vorbe-
sitzer Bedenken geduflert.« Zwar
liege nur eine K-Anmeldung vor,
die zur Verfolgung eines Wieder-
gutmachungsverfahrens nicht
ausreiche. Dennoch: »Gemil Art.
8 und 9 des Gesetzes Nr. 59 kon-
nen aber Treuhandgesellschaften
noch Anspriiche erheben. Der
Ausschuss hat sich entgegen den
Bedenken des Landesamtes
Hamburg auf den Standpunkt ge-
stellt, dass durch Ubertragung des
Grundstiickes auf die neue ge-
werkschaftliche Rechtspersén-
lichkeit die Verfolgung etwaiger
sonstiger Anspriiche aus dem jii-
dischen Vorbesitz keine Behinde-
rung erfahrt.« Allerdings kénne
die alliierte Kontrollbehorde bzw.
dem Landesamt Hamburg iiber-
lassen bleiben, ob sie die Freiga-
be des Grundstiickes vorerst aus-
setzen wollten.

Man ging 1951 weiterhin von
mdglichen Wiedergutmachungs-
anspriichen der jiidischen Treu-
handgesellschaft aus.

Am 11. Mai 1954 gab das
Landesamt fiir Vermdgenskon-
irolle in der »Riickerstattungssa-
che Prof. Dr. Bauer /Vermégens-
und Treuhand-Gesellschaft der
Gewerkschaft »Gesellschaft der
Freunde des Vaterlindischen
Schul- und Erziehungswesens<
GmbH« das Grundstiick Rothen-
baumchaussee 19 endgiiltig frei.

Ro 19 gehort seither juristisch
der GEW-Hamburg.

Was iibrig blieb, waren Akten

In der friihen Adenauerzeit gab
es allenthalben einen Mangel an
Sensibilitit und Empathie, auch
bei den Gewerkschaftsfunktioni-
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ren, die nach 1945 in ithrem ver-
stindlichen und sozialen Eifer,
die materiellen Interessen der
Mitglieder der Gewerkschaft zu
beftrdern, blind fiir das Schicksal
der Verfolgten waren. Es war dies
wohl ein Epochenphinomen, das
die gesamte Nachkriegsgesell-
schaft charakterisierte und selbst
in Organisationen anzuireffen
war, die der Erkdimpfung und Ver-
teidigung der Menschenrechte
verpflichtet waren.

Das Haus Rothenbaumchaus-
see 19, das 1951 der »Gesellschaft
derFreunde« zugesprochen wurde,
ist auf eigentiimliche Weise mit
der deutsch-jlidischen Geschich-
te verquickt. Von der Emanzipa-
tion Mitte des 19. Jahrhunderts
iiber die scheinbar gelungene
Gleichberechtigung und eine viel
zitierte, ebenfalls nur scheinbar
vollzogene »deutsch-jiidische
Symbiose« reicht die Geschichte
bis hin zu dem Jahr, in dem mit
Erlass der »Niirnberger Gesetze«
die 1933 begonnene Entrechtung
und Verfolgung der deutschen Ju-
den ihren vorlaufigen Hohepunkt
erreichten. Bs war dasselbe Jahr,
in dem kurz zuvor Ro 19 gekauft
wurde. Nach der Shoah waren die
Menschen, die vor 1935 dort ge-
lebt hatten, auf deutschem Boden
nur noch durch ihre Rechtsanwil-
te vertreten. Was iibrig blieb, wa-
ren Akien, und auch diese wurden
zum grofiten Teil vernichtet oder
verschwanden im Keller.

Bewertung

Der »Erwerb« der Immobilie
Ro 19 von den jiidischen Vorbe-
sitzern 1935 durch die Nazi-Or-
ganisation NS-Lehrerbund, die
die ehemalige Lehrergewerk-
schaft »Gesellschaft der Freunde
des Vaterldndischen Schul- und
Erziehungswesens« 1933 gleich-
geschaltet hatte, erfolgte zu einem
Preis, der weit unter dem Wert des
Hauses lag. Der insofern unfaire,
aber doch noch notariell abgesi-
cherte Handel mit Frau Hallgar-
ten, ihrer Tochter und ihrem
Schwiegersohn, die als »Nichta-
rier« galten, erfolgte in einer Zeit

steigender rassistischer Verfol-
gung und Hetze gegeniiber der jii-
dischen Bevoikerung Hamburgs.
Inwieweit die GEW-Hamburg fiir
diese zweifelhaften Begleitum-
stinden des Geschifts mit Ro 19
die politisch-moralische Verant-
wortung trigt, mag noch mit dem
Hinweis daranf relativiert wer-
den, dass es die Nationalsozialis-
ten und damit auch der NS Leh-
rerbund, aber nicht die GEW-
Hamburg aus der Nachkriegszeit
waren, die fir den Antisemi-
tismus verantwortlich waren. Fiir
die 1935 in Hamburg lebenden jii-
dischen Eigentiimerinnen und Ei-
gentiimer von Ro 19 bestand noch
keine direkte Bedrohung fiir Leib
und Leben. Nichtsdestoweniger
war es auch damals klar, dass die
seit zwei Jahren andavernden pet-
manenten FEinschiichterungen,
die Entrechtung ganzer Berufs-
gruppen sowie die konomischen
Schikanen und die antisemitische
Hetze, unter denen auch die jiidi-
schen Eigentiimer von Ro 19 lit-
ten, das allgemeine politisch-ge-
sellschaftliche Klima bestimm-
ten, in dem sie ihr Haus zu dem
sehr niedrigen Preis verkauften.
Verkaufen mussten?

Zwar lehnte es die neugegriin-
dete Gesellschaft der Freunde und
spitere GEW ab, in personeller
oder politischer Hinsicht in der
Nachfolge des NSLB zu stehen —
was zumindest in mancher Hin-
sicht diskussionswiirdig ist —,
aber als Rechtsnachfolgerin be-
ziiglich Ro 19 sah sich die GEW
sehr wohl und handelte dement-
sprechend. Sie trug damit die di-
rekte Verantwortung fiir die prob-
lematische Aneignung (»Riicker-
stattung«) des Hauses Ro 19 zu
Beginn der 50er Jahre.

Auf Betreiben der GEW be-
hauptete der »Gewerkschaftsprii-
fungsausschuss fiir die britische
Zone«, das Grundstiick Ro 19 sej
»von frither her gewerkschaftli-
ches Vermogen«. Damit wurde
implizit unterstellt, die »Gesell-
schaft der Freunde des vaterlin-
dischen Schul- und Erziehungs-
wesen in Hamburg« bzw. ihr
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»Lehrervereinshaus GmbH« ha-
be Ro 19 im Jahre 1935 als eine
freie Gewerkschaft gekaufi.

Die GEW verschwieg weiterhin,
dass es Unterlagen und Gutachten
gab, die belegten, dass der Kauf-
preis von 1935 nicht dem tatséch-
lichen Wert von Ro 19 entsprach.

Vor allem aber entwickelte sie
keinerlei Gespiir fiir die morali-
sche Dimension ihres Handelns.
Sie sah in der »Riick«erstattung
von Ro 19 ein rein juristisches
Problem und setzte sich nicht mit
dem Nationalsozialismus und vor
allem nicht mit all seinen Opfern
auseinander. Sie handelte unier
moralisch-politischen Gesichts-
punkten falsch. Die Art und
Weise, wie fithrende Vertreter der
Hamburger GEW das HausRo 19
»zuriick«erkimpften, widersprach
zentralen humanitiren und ge-
werkschaftlichen Werten, auf die
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freigegeben.«

sich die GEW-Hamburg berief
und heute noch beruft.

Die GEW stand mit dieser Hal-
tung nicht allein da. Der Nach-
kriegsgesellschaft, die sich an-
schickte, in die Zeit des Wirt-
schaftswunders aufzubrechen,
war die deutsch-jiidische Ge-
schichte und ihr gewaltsames
Ende mehr oder weniger gleich-
giiltig. Mégliche Anspriiche, die
iiberlebende Juden oder ihre Er-
ben geltend machen konnten, be-
trachteten die meisten Deutschen
als Hindernis anf dem Weg zu ei-
genem Wohlstand und als listige
Erinnerung an zu vergessende
Verbrechen. Auch diese Tatsache
spiegelt sich in Ro 19, dem Nach-
bargebiude des stolzen Curiohau-
ses. Begriindet hatten die Erbau-
er des Curiohauses ihre Tradition
einst mit der Maxime: »Der Auf-
klirung verpflichtet!«

Die iilteste Lehrergewerkschaft
der Welt blendet in dem Riick-
blick auf ihre 200jihrige Ge-
schichte das Geschehenum Ro 19
nicht aus. Sie ist die Erbin von Ro
19. Sie wird sich ihrer geschicht-
lichen Verantwortung stellen.

BERNHARD NETTE

91



GEWHamburg .
mber 10-11/05





                                                    Jubiläumsausgabe


